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Zum Verhâltnis von Jugendhilfe und Justiz inDeutschland

- Wenn
Erziehung zur Strafe werden 5011...

Das Verhâltnis der Jugendhilfe zu
Instanzen mit Kontrollaufgaben ist in den
letzten Jahrenso hâufig problematisiert
worden, daß man meinen kônnte, die
Positionen wàren geklârt und abgesteckt.
Es gab viel Anlafi dazu: die Polizei, die ihr
durch Aufklàrung und Ermittlung von Taten
und Tâtem geprâgtes Imagedurch
Pràvention verschônem und dazu das Feld
sozialer Arbeit inenge Kooperation zwingen
wollte,dieJustiz,die ihre im Ergebnis
schâdlichen und ineffektiven Sanktionen
am liebsten gegenErziehung tauschen
odererzieherisch verstanden wissenwollte
und sich dazu der Jugendhilfe gem
bediente undschlieSlich die Jugendhilfe
selbst, die-gestutzt durch das neve
Verstândnis von Hilfe als Dienstleistung -
die schâbigen Verstrickungen in
Kontrollaufgaben gern loswerden wollte.
Diesem mainstream folgend, wurde aus
Sicht der Jugendhilfe in foigenden
Blickrichtungen diskutiert dié Jugendhilfe
muû sich davor hùten,das schlechte
Gewissen der Jugendgerichtsbarkeit durch
ErziehunghinterMauem zu entlasten,
davor, in ihrerDienstbarkeit fur ambulante
Alternativen das Kontrollnetz nichtnoch
auszuweiten,davor, ùberallen
angesonnenenKontrollaufgaben die
Lebenswelt ihrer Adressaten nicht zu
ûbersehen - Kurz: sic mulisich immer
wiederaus dem Souterrainder Justiz
befreien, um ihrer Aufgabe gerecht zu
werden.

Môglich,dafidies inder Zielsetzung immer
noch wichtig oder gar wichtigerdenn je ist -
die Artder Fragestellung wirkt dennoch
heute seltsam ùberholt;dieJugendhilfe hat
sich zwar nicht vollends aus dem Souterrain
der Justiz befreit, aber sic steht inzwischen
zusammenmitder Jugendgerichtsbarkeit
mitdem Rùckenan derWand. Und vor
ihnenbeiden zetertein Publikum,das fur
die intemen underprobten Zwistigkeiten

zwischen Jugendhilfe und Justiz wenig
Verstândnis zeigt, vielmehr beiden
Versagen hinsichtlich derKontrolle einer
immer problematischeren Jugend vorhâlt
Beide gehôrenmit zu den Schutdigen,
wenn sichdie Bùrgervor der angeblich
stândig steigenden Gewalt Jugendlicher
nicht mehr sicher fûhlen.

Esgibt in der Tatein hohes
krirninalstatistisches Wachstum inden
vergangenenzehnJahren, insbesondere
ausgeprâgt fur die jùngerenJahrgânge in
der Statistik der Taverdâchtigen. Deren
Zahl ist hôher fur die Nichtdeutschen als
fur die Deutschen, hôher fur die
Ostdeutschen als furdie Westdeutschen.
Charakteristisch in den Unterschieden sind
imOsten der Republik die
überproportionalen Steigerungen beiden
Tatverdachtigen, die wegenRaub und
schwerem Diebstahlangezeigt sind, im
Westen wegen Drogendelikten. In beiden
Teilender Bundesrepublik aber gibt es
sehr viel mehr Strafverfolgung wegen
Gewaltdelikten.

1994hat das Meinungsforschungsinstitut
Allensbach die Ergebnisse einer Umfrage
in Ostdeutschland zum Thema Angst vor
Kriminalitat verôffentlicht:Danach haben
mehrals jederzweite Angst vor einem
Wohnungseinbruch und fast ebenso viele
fûrchten sich davor,beraubt zu werden.
Beide Werte sind hôherals im Westen der
Republik.TatsàchlichabermuS ein2,4
Personen großer Haushalt im ôstlichenTeil
derBundesrepublik 170 Jahre auf einen
Einbrecher warten und einBùrger muß sich
nuraile1200 Jahredaraufeinstellen,
beraubt zu werden, wobeidièse
Durchschnittsangabe verborgen hait, daft
altère Menschen noch weniger Angst vor
der Gefahr des Raubs habenmùssen, weil
die Wahrscheinlichkeit, Opferzu werden,
bei jungenMenschen hôher liegt( vgl. D.
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